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112/2006 Gesetz zur Gleichstellung, gleichberechtigten  
  Teilhabe und Integration von Menschen mit Behinderungen  

und zur Änderung anderer Vorschriften 

Vom 10. Juli 2006 
GS Meckl.-Vorp. Gl. Nr. 860 - 8 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen: 
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Abschnitt 1 
Allgemeine Bestimmungen 

§ 1 
Gesetzesziel 

(1) Ziel dieses Gesetzes ist es, Benachteiligungen von Menschen mit Behinde-
rungen zu beseitigen und zu verhindern sowie die gleichberechtigte Teilhabe 
von Menschen mit Behinderungen am Leben in der Gesellschaft zu gewährleis-
ten und ihnen eine selbstbestimmte Lebensführung zu ermöglichen; dabei ist 
besonderen Bedürfnissen Rechnung zu tragen.  
(2) Zur Erreichung des Zieles dieses Gesetzes sollen die in § 2 Abs. 1 genann-
ten Stellen mit den Interessenvertretungen für Menschen mit Behinderungen 
nach § 10 zusammenarbeiten. 
(3) Bei Maßnahmen nach diesem Gesetz sind die unterschiedlichen Auswir-
kungen auf Frauen und Männer zu berücksichtigen. Dabei ist die Gleichstellung 
von Frauen und Männern als durchgängiges Prinzip zu befolgen. 

§ 2 
Geltungsbereich 

(1) Dieses Gesetz gilt für die Verwaltungen des Landes und der kommunalen 
Körperschaften sowie der ihnen unterstehenden Körperschaften, Anstalten und 
Stiftungen des öffentlichen Rechts, soweit diese Verwaltungsaufgaben wahr-
nehmen. 
(2) Soweit die in Absatz 1 genannten Stellen Mehrheitsbeteiligungen an juristi-
schen Personen des privaten Rechts halten oder erwerben, haben sie darauf 
hinzuwirken, dass die Grundzüge dieses Gesetzes auch von den juristischen 
Personen des privaten Rechts, an denen die Beteiligung besteht, beachtet wer-
den. 

§ 3 
Behinderung 

Eine Behinderung liegt vor, wenn die körperliche Funktion, geistige Fähigkeit 
oder seelische Gesundheit eines Menschen mit hoher Wahrscheinlichkeit län-
ger als sechs Monate von dem für das Lebensalter typischen Zustand abwei-
chen und daher seine Teilhabe am Leben in der Gesellschaft beeinträchtigt ist.  

§ 4 
Frauen mit Behinderungen 

Zur Durchsetzung der Gleichberechtigung von Frauen und Männern sind die 
besonderen Belange von Frauen mit Behinderungen zu berücksichtigen und 
bestehende Benachteiligungen zu beseitigen. Dabei sind besondere Maßnah-
men zur Förderung der tatsächlichen Durchsetzung der Gleichberechtigung von 
Frauen mit Behinderungen und zur Beseitigung bestehender Benachteiligungen 
zulässig.  
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§ 5 
Benachteiligung 

Eine Benachteiligung im Sinne dieses Gesetzes liegt vor, wenn Menschen mit 
und ohne Behinderungen ohne zwingenden Grund unterschiedlich behandelt 
werden und dadurch Menschen mit Behinderungen in der gleichberechtigten 
Teilhabe am Leben in der Gesellschaft unmittelbar oder mittelbar beeinträchtigt 
werden.  

§ 6 
Barrierefreiheit 

Barrierefrei sind bauliche und sonstige Anlagen, Verkehrsmittel, technische 
Gebrauchsgegenstände, Systeme der Informationsverarbeitung, akustische und 
visuelle Informationsquellen, Kommunikationseinrichtungen sowie andere ges-
taltete Lebensbereiche, wenn sie für Menschen mit Behinderungen in der all-
gemein üblichen Weise, ohne besondere Erschwernis und grundsätzlich ohne 
fremde Hilfe zugänglich und nutzbar sind.  

Abschnitt 2 
Maßnahmen zur Gleichstellung, Teilhabe, Integration und Barrierefreiheit 

§ 7 
Benachteiligungsverbot und Gleichstellungsgebot 

(1) Menschen mit Behinderungen dürfen von den in § 2 Abs. 1 genannten Stel-
len gegenüber Menschen ohne Behinderungen nicht benachteiligt werden. In 
Bereichen bestehender Benachteiligungen von Menschen mit Behinderungen 
gegenüber Menschen ohne Behinderungen sind Maßnahmen zum Abbau und 
zur Beseitigung dieser Benachteiligung zulässig.  
(2) Macht ein Mensch mit Behinderungen eine Benachteiligung im Sinne von § 
5 durch eine Stelle nach § 2 Abs. 1 glaubhaft, so muss jene beweisen, dass ei-
ne Benachteiligung nicht vorliegt, für die Benachteiligung zwingende Gründe 
vorliegen oder dass nicht durch die Behinderung bedingte, sachliche Gründe 
vorliegen. Satz 1 findet keine Anwendung, soweit bundesrechtliche Vorschriften 
abweichende Bestimmungen enthalten. 
(3) Empfänger öffentlicher Zuwendungen sollen nach Maßgabe der geltenden 
haushalts- und förderrechtlichen Bestimmungen des Landes auf die Förderung 
des Gesetzeszieles hinwirken. 
(4) Besondere Benachteiligungsverbote zu Gunsten von Menschen mit Behin-
derungen in anderen Rechtsvorschriften bleiben unberührt.  

§ 8 
Herstellung von Barrierefreiheit in den Bereichen Bau und Verkehr 

(1) Hinsichtlich der Herstellung der Barrierefreiheit von baulichen Anlagen und 
anderen Anlagen und Einrichtungen der in § 2 Abs. 1 genannten Stellen gilt § 
52 (ab dem 1. September 2006: § 50) der Landesbauordnung Mecklenburg-
Vorpommern. 
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(2) Sonstige bauliche oder andere Anlagen, öffentliche Wege, Plätze und Stra-
ßen sowie öffentlich zugängliche Verkehrsanlagen und Beförderungsmittel im 
öffentlichen Personennahverkehr sind nach Maßgabe der einschlägigen 
Rechtsvorschriften barrierefrei zu gestalten.  

§ 9 
Zielvereinbarungen 

(1) Soweit Rechtsvorschriften nicht entgegenstehen, können zur Herstellung 
der Barrierefreiheit zwischen den Landesverbänden von Menschen mit Behin-
derungen und den in § 2 Abs. 1 genannten Stellen für ihren jeweiligen sachli-
chen und räumlichen Organisations- oder Tätigkeitsbereich Zielvereinbarungen 
getroffen werden.  
(2) Die Zielvereinbarungen sind an das Zielvereinbarungsregister zu melden, 
das vom Landesamt für Gesundheit und Soziales geführt wird. 

§ 10 
Interessenvertretungen für Menschen mit Behinderungen 

(1) Rechtsfähige Vereine und Verbände von Menschen mit Behinderungen so-
wie Selbsthilfeorganisationen von Menschen mit Behinderungen und ihrer An-
gehörigen sind durch ihre Struktur und demokratische Wahlen als Interessen-
vertretung der Betroffenen legitimiert. 
(2) Das Land erkennt das Recht der rechtsfähigen Vereine und Verbände von 
Menschen mit Behinderungen sowie der Selbsthilfeorganisationen von Men-
schen mit Behinderungen und ihrer Angehörigen an, sich auf Landesebene, in 
den Regionen und lokal zu organisieren und zu vertreten. Insbesondere wird 
das Land darauf hinwirken, dass die Rolle der Selbsthilfeorganisationen ausge-
baut und gefestigt wird, ihr Einfluss im Gemeinwesen, bei der Planung und Eva-
luierung von Diensten und Maßnahmen, die das Leben von Menschen mit Be-
hinderungen berühren, wirksam bleiben und zur Sensibilisierung der Öffentlich-
keit beitragen kann. 
(3) Rechtsfähige Vereine und Verbände von Menschen mit Behinderungen so-
wie Selbsthilfeorganisationen von Menschen mit Behinderungen und ihrer An-
gehörigen, die individuelle, personenbezogene Beratung und Hilfe anbieten, 
können nach Maßgabe des Haushaltes gefördert werden. 

§ 11 
Gebärdensprache und Kommunikationshilfen 

(1) Die Deutsche Gebärdensprache ist als eigenständige Sprache anerkannt. 
Lautsprachbegleitende Gebärden sind als Kommunikationsform der deutschen 
Sprache anerkannt.  
(2) Hörbehinderte Menschen (Gehörlose, Ertaubte und Schwerhörige) und 
Menschen mit eingeschränkter Sprechfähigkeit haben nach Maßgabe der 
Rechtsverordnung nach Absatz 3 das Recht, mit den in § 2 Abs. 1 genannten 
Stellen in Deutscher Gebärdensprache, mit lautsprachbegleitenden Gebärden 
oder über andere geeignete Kommunikationshilfen zu kommunizieren, soweit 
dies zur Wahrnehmung eigener Rechte im Verwaltungsverfahren erforderlich 
ist. Die in § 2 Abs. 1 genannten Stellen haben dafür auf Wunsch der Berechtig-
ten im notwendigen Umfang die Übersetzung durch Gebärdensprachdolmet-
scher oder die Verständigung mit anderen geeigneten Kommunikationshilfen si-
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cherzustellen. Die notwendigen Aufwendungen werden vom Land getragen. 
Kann eine von den in § 2 Abs. 1 genannten Stellen bestimmte und nicht gesetz-
lich vorgegebene Frist nicht eingehalten werden, weil ein Gebärdensprachdol-
metscher oder eine andere geeignete Kommunikationshilfe nicht rechtzeitig zur 
Verfügung gestellt werden konnte, ist die Frist angemessen zu verlängern. 
(3) Das Sozialministerium bestimmt im Einvernehmen mit dem Innenministeri-
um und dem Finanzministerium durch Rechtsverordnung  
1. Anlass und Umfang des Anspruchs auf Bereitstellung eines Gebärden-

sprachdolmetschers oder anderer geeigneter Kommunikationshilfen, 
2. Art und Weise der Bereitstellung von Gebärdensprachdolmetschern oder 

anderen geeigneten Hilfen für die Kommunikation zwischen hör- oder 
sprachbehinderten Menschen und den Trägern öffentlicher Gewalt, 

3. die Grundsätze für eine angemessene Vergütung oder eine Erstattung von 
notwendigen Aufwendungen für die Dolmetscherdienste oder den Einsatz 
anderer geeigneter Kommunikationshilfen sowie das Verfahren zur Erstat-
tung der notwendigen Aufwendungen durch das Land und 

4. welche Kommunikationsformen als andere geeignete Kommunikationshil-
fen im Sinne des Absatzes 2 anzusehen sind. 

(4) Die Rechtsverordnung nach Absatz 3 muss bis zum 31. Juli 2007 in Kraft 
treten. 

§ 12 
Gestaltung von Bescheiden und Vordrucken 

(1) Die in § 2 Abs. 1 genannten Stellen haben bei der Gestaltung von schriftli-
chen Bescheiden, Allgemeinverfügungen, öffentlich-rechtlichen Verträgen und 
Vordrucken die besonderen Belange davon betroffener Menschen mit Behinde-
rungen schrittweise zu berücksichtigen. Blinde und sehbehinderte Menschen 
können nach Maßgabe der Rechtsverordnung nach Absatz 2 insbesondere ver-
langen, dass ihnen die in Satz 1 genannten Dokumente ohne zusätzliche Kos-
ten auch in einer für sie wahrnehmbaren Form zugänglich gemacht werden, 
soweit dies zur Wahrnehmung eigener Rechte im Verwaltungsverfahren erfor-
derlich ist.  
(2) Das Sozialministerium bestimmt im Einvernehmen mit dem Innenministeri-
um und dem Finanzministerium durch Rechtsverordnung nach Maßgabe der 
technischen, finanziellen und verwaltungsorganisatorischen Möglichkeiten, un-
ter welchen Voraussetzungen und in welcher Art und Weise die in Absatz 1 
Satz 1 genannten Dokumente blinden und sehbehinderten Menschen zugäng-
lich gemacht werden.  
(3) Die Rechtsverordnung nach Absatz 2 muss bis zum 31. Juli 2007 in Kraft 
treten. 

§ 13 
Barrierefreie Informationstechnik 

(1) Die in § 2 Abs. 1 genannten Stellen gestalten ihre Internetauftritte und -
angebote sowie die von ihnen zur Verfügung gestellten Programmoberflächen, 
die mit Mitteln der Informationstechnik dargestellt werden, nach Maßgabe der 
nach Absatz 3 zu erlassenen Rechtsverordnung schrittweise technisch so, dass 
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sie von Menschen mit Behinderungen grundsätzlich uneingeschränkt genutzt 
werden können. 
(2) Amtliche Informationen sollen schrittweise mit Mitteln der Informationstech-
nik barrierefrei veröffentlicht werden, soweit sie nicht in einer anderen für Men-
schen mit Behinderungen wahrnehmbaren Form zugänglich sind. 
(3) Das Sozialministerium bestimmt im Einvernehmen mit dem Innenministeri-
um und dem Finanzministerium durch Rechtsverordnung nach Maßgabe der 
technischen, finanziellen und verwaltungsorganisatorischen Möglichkeiten Nä-
heres über die barrierefreie Gestaltung der Informationstechnik nach Absatz 1 
und legt die dabei anzuwendenden technischen Standards fest. 
(4) Die Rechtsverordnung nach Absatz 3 muss bis zum 31. Juli 2007 in Kraft 
treten. 

§ 14 
Ausgleichsregelung 

(1) Für die Wahrnehmung ihrer Aufgaben nach den §§ 12 und 13 wird den 
kreisfreien Städten, Landkreisen, Ämtern und amtsfreien Gemeinden ein Aus-
gleichsbetrag von jährlich 20 300 Euro gewährt. Dieser Betrag wird anteilig wie 
folgt verteilt: 
1. Die kreisfreien Städte erhalten den Anteil an dem Betrag entsprechend 

dem Anteil ihrer Einwohnerzahl bezogen auf die Zahl der Einwohner in 
Mecklenburg-Vorpommern. 

2. Die Landkreise und die Ämter und amtsfreien Gemeinden erhalten den An-
teil an dem Betrag entsprechend dem Anteil ihrer Einwohnerzahl bezogen 
auf die Zahl der Einwohner in Mecklenburg-Vorpommern je zur Hälfte. 

Die Ermittlung der Einwohnerzahl richtet sich nach § 12 Abs. 1 des Finanzaus-
gleichsgesetzes. Die Auszahlung der Zuweisungen wird in entsprechender An-
wendung des § 14 Abs. 1 des Finanzausgleichsgesetzes vorgenommen. 
(2) Abweichend von Absatz 1 Satz 1 wird im Jahr 2007 für die Jahre 2006 und 
2007 ein Ausgleichsbetrag von 28 758 Euro gewährt. 
(3) Die Ausgleichsbeträge nach Absatz 1 sowie deren Verteilung sind spätes-
tens drei Jahre nach In-Kraft-Treten dieses Gesetzes an die Entwicklung des 
Aufwandes anzupassen. 
(4) Das Sozialministerium wird ermächtigt, im Einvernehmen mit dem Innenmi-
nisterium und dem Finanzministerium, die Ausgleichsbeträge und deren Vertei-
lung unter Beteiligung der kommunalen Landesverbände durch Rechtsverord-
nung anzupassen. 
(5) Die Landesregierung berichtet dem Landtag bis zum 31. März 2009 über die 
Kostenfolgen dieses Gesetzes. 

§ 15 
Mitwirkung von Verbänden, Verbandsklage, Vertretungsbefugnis 

(1) Ein nach § 13 des Behindertengleichstellungsgesetzes vom 27. April 2002 
(BGBl. I S. 1467, 1468), der zuletzt durch Artikel 14b des Gesetzes vom 21. 
März 2005 (BGBl. I S. 818) geändert worden ist, anerkannter Verband, dessen 
mecklenburg-vorpommerscher Landesverband oder ein nach Absatz 5 aner-
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kannter Verband kann, ohne in seinen Rechten verletzt zu sein, bei dem zu-
ständigen Träger öffentlicher Aufgaben im Sinne des § 2 Abs. 1 die Feststellung 
beantragen, dass dieser gegen  
1. das Benachteiligungsverbot und Gleichstellungsgebot nach § 7 Abs. 1 oder 
2. seine Verpflichtung zur Herstellung der Barrierefreiheit nach §§ 8, 11 Abs. 

2, § 12 Abs. 1 oder § 13 Abs. 1 und 2 
verstoßen hat. Der Antrag ist nur zulässig, wenn der Verband durch die Maß-
nahme in seinem satzungsgemäßen Aufgabenbereich berührt wird. Über den 
Antrag ist durch schriftlichen Verwaltungsakt zu entscheiden. Gegen den Ver-
waltungsakt stehen dem Verband die Rechtsbehelfe nach der Verwaltungsge-
richtsordnung zu. Die Sätze 1 bis 4 gelten nicht, wenn eine Maßnahme auf-
grund einer gerichtlichen Entscheidung erlassen worden ist. 
(2) Soweit ein Mensch mit Behinderungen selbst seine Rechte durch eine 
Gestaltungs- oder Leistungsklage verfolgen kann oder hätte verfolgen können, 
ist die Klage gegen einen Verwaltungsakt nach Absatz 1 Satz 3 nur zulässig, 
wenn der Verband geltend macht, dass es sich bei der Maßnahme um einen 
Fall von allgemeiner Bedeutung handelt. Dies ist insbesondere der Fall, wenn 
eine Vielzahl gleich gelagerter Fälle vorliegt.  
(3) Werden Menschen mit Behinderungen in ihren Rechten nach § 7 Abs. 1, §§ 
8, 11 Abs. 2, § 12 Abs. 1 oder § 13 Abs. 1 und 2 verletzt, können an ihrer Stelle 
und mit ihrem Einverständnis Verbände nach Absatz 1 Satz 1, die nicht selbst 
am Verfahren beteiligt sind, Rechtsschutz beantragen. In diesen Fällen müssen 
alle Verfahrensvoraussetzungen wie bei einem Rechtsschutzersuchen durch 
den betroffenen Menschen selbst vorliegen. Das Einverständnis ist schriftlich zu 
erklären. 
(4) Solange über einen Antrag nach Absatz 1 Satz 1 nicht bestandskräftig ent-
schieden worden ist oder die Klage eines Verbandes gegen einen Verwal-
tungsakt nach Absatz 1 Satz 3 rechtshängig ist oder wenn über die Sache 
selbst rechtskräftig entschieden worden ist, kann die Sache von keinem ande-
ren Verband anderweitig beantragt oder anhängig gemacht werden.  
(5) Das Sozialministerium erkennt auf Antrag einen Verband nach Absatz 1 
Satz 1 an. Die Anerkennung ist zu erteilen, wenn der Verband  
1. nach seiner Satzung ideell und nicht nur vorübergehend vorwiegend die 

Belange von Menschen mit Behinderungen fördert,  
2. nach der Zusammensetzung seiner Mitglieder dazu berufen ist, Menschen 

mit Behinderungen auf Landesebene zu vertreten,  
3. zum Zeitpunkt der Anerkennung mindestens drei Jahre besteht und in die-

sem Zeitraum im Sinne der Nummer 1 tätig gewesen ist,  
4. die Gewähr für eine sachgerechte Aufgabenerfüllung bietet; dabei sind Art 

und Umfang seiner bisherigen Tätigkeit, der Mitgliederkreis sowie die Leis-
tungsfähigkeit des Vereines zu berücksichtigen und 

5. wegen Verfolgung gemeinnütziger Zwecke nach § 5 Abs. 1 Nr. 9 des Kör-
perschaftsteuergesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 15. Ok-
tober 2002 (BGBl. I S. 4144), der zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 
15. Dezember 2004 (BGBl. I S. 3416) geändert worden ist, von der Körper-
schaftsteuer befreit ist. 
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Abschnitt 3 
Rat für Integrationsförderung von  

Menschen mit Behinderungen und chronischen Erkrankungen 

§ 16 
Ziel 

Bei der Landesregierung ist ein Rat für Integrationsförderung für Menschen mit 
Behinderungen und chronischen Erkrankungen (Integrationsförderrat) einge-
richtet. Ziel der Arbeit des Integrationsförderrates ist es, Chancengleichheit für 
Menschen mit Behinderungen und chronischen Erkrankungen herzustellen, 
Voraussetzungen für ihre gleichberechtigte Teilnahme am Leben in der Gesell-
schaft zu schaffen und noch bestehende tatsächliche Benachteiligungen abzu-
bauen. 

§ 17 
Aufgaben 

(1) Der Integrationsförderrat unterstützt und berät die Landesregierung bei der 
Aufgabe, gleichwertige Lebensbedingungen für Menschen mit und ohne Behin-
derungen zu schaffen.  
(2) Der Integrationsförderrat erstattet der Landesregierung jedes Jahr einen Be-
richt über seine Tätigkeit. Der Bericht enthält Schlussfolgerungen und Schwer-
punkte für die weitere Arbeit der Landesregierung. Die Landesregierung hat 
zeitnah dem Landtag diesen Bericht zuzuleiten und über Maßnahmen zur Um-
setzung von Beschlüssen des Integrationsförderrats zu unterrichten.  

§ 18 
Befugnisse 

(1) Der Integrationsförderrat ist berechtigt, der Landesregierung Gesetze, 
Rechtsverordnungen und Verwaltungsvorschriften vorzuschlagen, die geeignet 
sind, die Benachteiligungen von Menschen mit Behinderungen und chronischen 
Erkrankungen zu beseitigen und zu verhindern. Diese prüft die Vorschläge auf 
ihre Durchführbarkeit. Über das Ergebnis der Prüfung und das weitere Verfah-
ren ist der Integrationsförderrat zu unterrichten. Er arbeitet mit dem Bürgerbe-
auftragten des Landes Mecklenburg-Vorpommern sowie anderen Institutionen 
und Organisationen, die sich mit den besonderen Belangen von Menschen mit 
Behinderungen und chronischen Erkrankungen befassen, zusammen. 
(2) Der Integrationsförderrat ist von der Landesregierung vor dem Einbringen 
von Gesetzentwürfen und dem Erlass von Rechtsverordnungen und Verwal-
tungsvorschriften, die die Belange von Menschen mit Behinderungen und chro-
nischen Erkrankungen betreffen, anzuhören. Bei der inhaltlichen Gestaltung der 
Regelungen wird er beratend einbezogen und ist befugt, Stellungnahmen und 
Empfehlungen abzugeben. 
(3) Der Integrationsförderrat kann der Landesregierung und einzelnen Ministe-
rien Empfehlungen zur Verbesserung der besonderen Situation von Menschen 
mit Behinderungen und chronischen Erkrankungen geben und diesbezüglich 
beratend tätig werden.  
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(4) Die Landesregierung teilt dem Integrationsförderrat unverzüglich die Gründe 
für das Nichtrealisieren von Empfehlungen und Vorschlägen des Integrations-
förderrates mit. 
(5) Im Rahmen seiner Aufgaben kann der Integrationsförderrat auch öffentliche 
Erklärungen abgeben. 

§ 19 
Mitglieder 

(1) Dem Integrationsförderrat gehören als Mitglieder an: 
1. sieben Vertreter der Behindertenverbände, 
2. je ein Vertreter des Innenministeriums, des Finanzministeriums, des Minis-

teriums für Bildung, Wissenschaft und Kultur, des Ministeriums für Arbeit, 
Bau und Landesentwicklung, des Wirtschaftsministeriums, der Frauen- und 
Gleichstellungsbeauftragten der Landesregierung und des Sozialministeri-
ums,  

3. ein Vertreter des Landkreistages Mecklenburg-Vorpommern e. V.,  
4. ein Vertreter des Städte- und Gemeindetages Mecklenburg-Vorpommern  

e. V., 
5. je ein Vertreter des Sozialverbandes Deutschland Landesverband Meck-

lenburg-Vorpommern e. V. und der Liga der Spitzenverbände der Freien 
Wohlfahrtspflege in Mecklenburg-Vorpommern e. V. 

(2) Für jedes Mitglied ist ein Stellvertreter zu benennen. 
(3) Für die Benennung der Mitglieder und der Stellvertreter gelten folgende Re-
gelungen: 
1. Die sieben Vertreter und deren Stellvertreter nach Absatz 1 Nr. 1 werden 

von der Landesarbeitsgemeinschaft Selbsthilfe Behinderter Mecklenburg-
Vorpommern e. V. und dem Allgemeinen Behindertenverband in Mecklen-
burg-Vorpommern e. V. benannt. 

2. Die Mitglieder nach Absatz 1 Nr. 2 bis 5 und deren Stellvertreter werden 
von den jeweiligen Institutionen benannt. 

3. Es ist darauf hinzuwirken, dass möglichst viele Menschen mit Behinderun-
gen und chronischen Erkrankungen oder deren Angehörige als Mitglieder 
benannt werden. Behörden, Organisationen und Gruppen, die mehrere 
Mitglieder entsenden, müssen mindestens zur Hälfte dieser Mitglieder 
Frauen entsenden. Behörden, Organisationen und Gruppen, die ein Mit-
glied entsenden, müssen für mindestens jede zweite Amtszeit eine Frau 
entsenden. 

(4) Die Mitglieder und ihre Stellvertreter werden für die Dauer von vier Jahren 
durch die Landesregierung berufen. Über die Berufung wird eine Urkunde aus-
gehändigt. Die Mitgliedschaft beginnt mit dem Tag der Berufung. Scheidet ein 
Mitglied nach Absatz 1 oder ein Stellvertreter nach Absatz 2 vorzeitig aus, so ist 
von der benennenden Stelle ein neues Mitglied oder ein neuer Stellvertreter für 
die Restdauer der Berufungsperiode zu benennen. 
(5) Die Tätigkeit der Mitglieder des Integrationsförderrats und ihrer Stellvertreter 
ist ehrenamtlich.  
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§ 20 
Vorsitz 

(1) Der Integrationsförderrat wählt aus seiner Mitte in je einem Wahlgang einen 
Vorsitzenden und zwei stellvertretende Vorsitzende. § 22 Satz 1 gilt entspre-
chend. Gewählt ist, wer die Mehrheit der Stimmen der anwesenden Mitglieder 
oder ihrer Vertreter erhält. 
(2) Der Vorsitzende vertritt den Integrationsförderrat nach außen und leitet die 
Sitzungen. 

§ 21 
Sitzungen 

(1) Der Integrationsförderrat gibt sich eine Geschäftsordnung. 
(2) Die Sitzungen des Integrationsförderrats sind in der Regel nicht öffentlich. 
Auf Antrag kann durch Beschluss der Mehrheit der anwesenden Mitglieder die 
Öffentlichkeit von Sitzungen hergestellt werden. Zu den Sitzungen können 
Sachverständige, andere sachkundige Personen sowie Vertreter von Verbän-
den hinzugezogen werden. Die Entscheidung hierzu trifft die Mehrheit der an-
wesenden Mitglieder.  
(3) Die Mitglieder des Integrationsförderrats und andere Sitzungsteilnehmer 
sind zur Verschwiegenheit über die als vertraulich bezeichneten Beratungsun-
terlagen und Informationen verpflichtet. Sitzungsteilnehmer, die nicht Mitglied 
des Integrationsförderrats sind, sind mit der Versendung der Unterlagen und zu 
Sitzungsbeginn darauf hinzuweisen.  

§ 22 
Beschlüsse 

Der Integrationsförderrat ist beschlussfähig, wenn mit einer Ladungsfrist von 21 
Tagen geladen wurde und mindestens zwei Drittel der Mitglieder anwesend 
sind. Jedes Mitglied hat eine Stimme. Beschlüsse bedürfen der Zustimmung der 
Mehrheit der Mitglieder des Integrationsförderrates. Ist eine Angelegenheit we-
gen Beschlussunfähigkeit zurückgestellt worden, ist eine neue Sitzung zur Be-
ratung desselben Gegenstandes mit einer Ladungsfrist von mindestens einer 
Woche von dem Vorsitzenden einzuberufen. Der Vorsitzende hat auf die Be-
schlussunfähigkeit der vorhergehenden Sitzung in der Einladung hinzuweisen. 
Der erneut einberufende Integrationsförderrat ist in seiner zweiten Sitzung mit 
der Zahl der anwesenden Mitglieder mit der Mehrheit ihrer Stimmen beschluss-
fähig. Der Vorsitzende stellt die Beschlussfähigkeit zu Beginn der Sitzung fest. 

§ 23 
Entschädigung 

Über Entschädigungen entscheidet der Integrationsförderrat im Rahmen der 
ihm zur Verfügung stehenden Haushaltsmittel. Für die Höhe der Reisekosten 
sind die Regelungen des Landesreisekostengesetzes zu Grunde zu legen. 
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§ 24 
Geschäftsstelle 

Der Integrationsförderrat verfügt über eine bei der Landesregierung eingerichte-
te Geschäftsstelle.  

Artikel 2 
Änderung des Landeswahlgesetzes1 

Dem § 55 des Landeswahlgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 
4. Januar 2002 (GVOBl. M-V S. 2), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes 
vom 19. Dezember 2005 (GVOBl. M-V S. 640) geändert worden ist, wird fol-
gender Absatz 4 angefügt: 
„(4) Blindenvereinen werden die durch die Herstellung und Verteilung der 
Stimmzettelschablonen veranlassten notwendigen Ausgaben erstattet.“ 

Artikel 3 
Änderung der Landeswahlordnung2 

Die Landeswahlordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 24. Mai 
2002 (GVOBl. M-V S. 281, 382), geändert durch die Verordnung vom 27. Au-
gust 2002 (GVOBl. M-V S. 571), wird wie folgt geändert: 
1. Dem § 35 wird folgender Absatz 4 angefügt: 
 „(4) Muster der Stimmzettel werden unverzüglich nach ihrer Fertigstellung 

den Blindenvereinen, die ihre Bereitschaft zur Herstellung und Verteilung 
der Stimmzettelschablonen erklärt haben, zur Verfügung gestellt.“ 

2. § 36 wird wie folgt neu gefasst: 

„§ 36 
Wahlräume 

 (1) Die Gemeindewahlbehörde bestimmt für jeden Wahlbezirk einen geeig-
neten Wahlraum. Soweit möglich, stellen die Gemeinden Wahlräume in 
Gemeindegebäuden zur Verfügung.  

 (2) Die Wahlräume sollen nach den örtlichen Verhältnissen so ausgewählt 
und eingerichtet werden, dass allen Wahlberechtigten, insbesondere Men-
schen mit Behinderungen oder mit Mobilitätsbeeinträchtigungen, die Teil-
nahme an der Wahl möglichst erleichtert wird. Die Gemeindebehörden tei-
len frühzeitig und in geeigneter Weise mit, welche Wahlräume barrierefrei 
sind.“ 

3. § 45 wird wie folgt geändert: 
a) Absatz 1 wird wie folgt neu gefasst:  
 „(1) Ein Wähler, der des Lesens unkundig ist oder der wegen einer 

körperlichen Beeinträchtigung gehindert ist, den Stimmzettel zu kenn-
zeichnen, zu falten oder selbst in die Wahlurne zu werfen, bestimmt ei-
ne andere Person, deren Hilfe er sich bei der Stimmabgabe bedienen 

                                                 
1 Ändert Gesetz i. d. F. d. B. vom 4. Januar 2002; GS Meckl.-Vorp. Gl. Nr. 111 - 2 
2 Ändert VO i. d. F. d. B. vom 24. Mai 2002; GS Meckl.-Vorp. Gl. Nr. 111 - 2 - 4 
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will, und gibt dies dem Wahlvorstand bekannt. Hilfsperson kann auch 
ein vom Wähler bestimmtes Mitglied des Wahlvorstandes sein.“ 

 
b) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 4 angefügt: 
 „(4) Ein blinder oder sehbehinderter Wähler kann sich zur Kennzeich-

nung des Stimmzettels auch einer Stimmzettelschablone bedienen.“ 
4. In der Anlage 2 Nr. 3 werden die Wörter „körperliches Gebrechen“ durch 

die Wörter „körperliche Beeinträchtigung“ ersetzt.  
5. In der Anlage 3 Nr. 5.1 Buchstabe c werden die Wörter „eines körperlichen 

Gebrechens“ durch die Wörter „einer körperlichen Beeinträchtigung“ er-
setzt. 

6. Die Anlage 5 (Rückseite des Wahlscheins) wird nach der Überschrift 
„Stimmabgabe behinderter Personen“ wie folgt geändert: 
a) In Satz 1 werden die Wörter „körperlichen Gebrechens“ durch die Wör-

ter „körperlicher Beeinträchtigung“ ersetzt. 
b) In Satz 4 wird das Wort „gehinderten“ durch das Wort „behinderten“ er-

setzt. 
7. In der Anlage 25 Nr. 2.7 Satz 6 werden die Wörter „körperlichen Gebre-

chens“ durch die Wörter „körperlicher Beeinträchtigung“ ersetzt. 

Artikel 4 
Änderung der Kommunalverfassung3 

Die Kommunalverfassung in der Fassung der Bekanntmachung vom 8. Juni 
2004 (GVOBl. M-V S. 205), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 
23. Mai 2006 (GVOBl. M-V S. 194), wird wie folgt geändert:  
1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) Nach der Angabe zu § 41 wird folgende Angabe eingefügt: 
 „§ 41a Behindertenbeiräte“ 
b) Nach der Angabe zu § 118 wird folgende Angabe eingefügt: 
 „§ 118a Behindertenbeiräte“ 

2. Nach § 41 wird folgender § 41a eingefügt: 

„§ 41a 
Behindertenbeiräte 

 Bei der Erfüllung ihrer Aufgaben und im Rahmen ihrer Leistungsfähigkeit 
tragen die Gemeinden dafür Sorge, dass auf die besonderen Belange von 
Menschen mit Behinderungen Rücksicht genommen wird. Die Gemeinden 
können hierfür Beiräte oder Beauftragte bestellen.“ 

3. Nach § 118 wird folgender § 118a eingefügt: 
 

                                                 
3 Ändert Gesetz i. d. F. d. B. vom 8. Juni 2004; GS Meckl.-Vorp. Gl. Nr. 2020 - 2 
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„§ 118a 
Behindertenbeiräte 

 Bei der Erfüllung ihrer Aufgaben und im Rahmen ihrer Leistungsfähigkeit 
tragen die Landkreise dafür Sorge, dass auf die besonderen Belange von 
Menschen mit Behinderungen Rücksicht genommen wird. Die Landkreise 
können hierfür Beiräte oder Beauftragte bestellen.“ 

Artikel 5 
Änderung des Landesbeamtengesetzes4 

§ 9 Abs. 1 des Landesbeamtengesetzes in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 12. Juli 1998 (GVOBl. M-V S. 708, 910), das zuletzt durch Artikel 20 des 
Gesetzes vom 20. Juli 2006 (GVOBl. M-V S. 576) geändert worden ist, wird wie 
folgt neu gefasst: 
„(1) Die Auslese der Bewerber ist nach Eignung, Befähigung und fachlicher 
Leistung ohne Rücksicht auf Geschlecht, Abstammung, Rasse, Glauben, religi-
öse oder politische Anschauungen, Herkunft oder Beziehungen vorzunehmen. 
Von schwerbehinderten Bewerbern darf für die Teilnahme am Auswahlverfah-
ren nur das Mindestmaß der durch ihre Behinderung eingeschränkten Eignung 
verlangt werden. Bei gleicher Eignung sollen schwerbehinderte Menschen vor-
rangig berücksichtigt werden.“  

Artikel 6  
Änderung der Ausbildungs- und Prüfungsordnung  

höherer landwirtschaftlicher Dienst5 
§ 11 Abs. 3 der Ausbildungs- und Prüfungsordnung höherer landwirtschaftlicher 
Dienst in der Fassung der Bekanntmachung vom 4. Februar 1998 (GVOBl. M-V 
S. 165) wird wie folgt neu gefasst: 
„(3) Für Referendare mit Behinderungen sind auf Antrag zur Wahrung ihrer 
Chancengleichheit geeignete Maßnahmen zum Ausgleich behinderungsbeding-
ter Nachteile zu gewähren. Über Nachteilsausgleiche, die die theoretische und 
praktische Ausbildung sowie die Leistungsnachweise betreffen, entscheidet der 
Ausbildungsleiter. Über Nachteilsausgleiche, die die Prüfung betreffen, ent-
scheidet der Prüfungsausschuss gemäß der Schwerbehindertenrichtlinie Meck-
lenburg-Vorpommern vom 30. April 2003 (AmtsBl. M-V S. 394) in der jeweils 
geltenden Fassung.“ 

Artikel 7  
Änderung der Ausbildungs- und Prüfungsordnung  

Fischereiverwaltungsdienst6 
§ 11 Abs. 3 der Ausbildungs- und Prüfungsordnung Fischereiverwaltungsdienst 
vom 27. November 1996 (GVOBl. M-V S. 649) wird wie folgt neu gefasst: 

                                                 
4 Ändert Gesetz i. d. F. d. B. vom 12. Juli 1998; GS Meckl.-Vorp. Gl. Nr. 2030 - 4 
5 Ändert LVO i. d. F. d. B. vom 4. Februar 1998; GS Meckl.-Vorp. Gl. Nr. 2030 - 4 - 13 
6 Ändert VO vom 27. November 1996; GS Meckl.-Vorp. Gl. Nr. 2030 - 4 - 18 



 17

„(3) Für Referendare mit Behinderungen sind auf Antrag zur Wahrung ihrer 
Chancengleichheit geeignete Maßnahmen zum Ausgleich behinderungsbeding-
ter Nachteile zu gewähren. Über Nachteilsausgleiche, die die theoretische und 
praktische Ausbildung sowie die Leistungsnachweise betreffen, entscheidet der 
Ausbildungsleiter. Über Nachteilsausgleiche, die die Prüfung betreffen, ent-
scheidet der Prüfungsausschuss gemäß der Schwerbehindertenrichtlinie Meck-
lenburg-Vorpommern vom 30. April 2003 (AmtsBl. M-V S. 394) in der jeweils 
geltenden Fassung.“ 

Artikel 8  
Änderung der Ausbildungs- und Prüfungsordnung höherer Veterinär-

dienst7 
§ 11 Abs. 3 der Ausbildungs- und Prüfungsordnung höherer Veterinärdienst 
vom 29. Dezember 1997 (GVOBl. M-V 1998 S. 85) wird wie folgt neu gefasst: 
„(3) Für Referendare mit Behinderungen sind auf Antrag zur Wahrung ihrer 
Chancengleichheit geeignete Maßnahmen zum Ausgleich behinderungsbeding-
ter Nachteile zu gewähren. Über Nachteilsausgleiche, die die theoretische und 
praktische Ausbildung sowie die Leistungsnachweise betreffen, entscheidet der 
Ausbildungsleiter. Über Nachteilsausgleiche, die die Prüfung betreffen, ent-
scheidet der Prüfungsausschuss gemäß der Schwerbehindertenrichtlinie Meck-
lenburg-Vorpommern vom 30. April 2003 (AmtsBl. M-V S. 394) in der jeweils 
geltenden Fassung.“ 

Artikel 9  
Änderung der Ausbildungs- und Prüfungsordnung  

mittlerer Lebensmittelkontrolldienst8 
Dem § 11 der Ausbildungs- und Prüfungsordnung mittlerer Lebensmittelkon-
trolldienst vom 30. September 1998 (GVOBl. M-V S. 834), die durch Artikel 5 
Abs. 2 des Gesetzes vom 6. Juli 2001 (GVOBl. M-V S. 249) geändert worden 
ist, wird folgender Absatz 4 angefügt: 
„(4) Für Anwärter mit Behinderungen sind auf Antrag zur Wahrung ihrer Chan-
cengleichheit geeignete Maßnahmen zum Ausgleich behinderungsbedingter 
Nachteile zu gewähren. Über Nachteilsausgleiche, die die theoretische und 
praktische Ausbildung sowie die Leistungsnachweise betreffen, entscheidet der 
Ausbildungsleiter. Über Nachteilsausgleiche, die die Prüfung betreffen, ent-
scheidet der Prüfungsausschuss gemäß der Schwerbehindertenrichtlinie Meck-
lenburg-Vorpommern vom 30. April 2003 (AmtsBl. M-V S. 394) in der jeweils 
geltenden Fassung.“ 

Artikel 10  
Änderung der Ausbildungs- und Prüfungsordnung 

gehobener Dienst Landwirtschaft9 
§ 11 Abs. 3 der Ausbildungs- und Prüfungsordnung gehobener Dienst Land-
wirtschaft vom 22. Dezember 1998 (GVOBl. M-V 1999 S. 140) wird wie folgt 
neu gefasst: 

                                                 
7 Ändert VO vom 29. Dezember 1997; GS Meckl.-Vorp. Gl. Nr. 2030 - 4 - 26 
8 Ändert VO vom 30. September 1998; GS Meckl.-Vorp. Gl. Nr. 2030 - 4 - 30 
9 Ändert VO vom 22. Dezember 1998; GS Meckl.-Vorp. Gl. Nr. 2030 - 4 - 33 
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„(3) Für Anwärter mit Behinderungen sind auf Antrag zur Wahrung ihrer Chan-
cengleichheit geeignete Maßnahmen zum Ausgleich behinderungsbedingter 
Nachteile zu gewähren. Über Nachteilsausgleiche, die die theoretische und 
praktische Ausbildung sowie die Leistungsnachweise betreffen, entscheidet der 
Ausbildungsleiter. Über Nachteilsausgleiche, die die Prüfung betreffen, ent-
scheidet der Prüfungsausschuss gemäß der Schwerbehindertenrichtlinie Meck-
lenburg-Vorpommern vom 30. April 2003 (AmtsBl. M-V S. 394) in der jeweils 
geltenden Fassung.“ 

Artikel 11  
Änderung der Ausbildungs- und Prüfungsordnung 

mittlerer Fischereiverwaltungsdienst10 
§ 12 Abs. 3 der Ausbildungs- und Prüfungsordnung mittlerer Fischereiverwal-
tungsdienst vom 22. Dezember 1998 (GVOBl. M-V 1999 S. 150), die durch die 
Verordnung vom 24. Mai 2002 (GVOBl. M-V S. 462) geändert worden ist, wird 
wie folgt neu gefasst: 
„(3) Für Anwärter mit Behinderungen sind auf Antrag zur Wahrung ihrer Chan-
cengleichheit geeignete Maßnahmen zum Ausgleich behinderungsbedingter 
Nachteile zu gewähren. Über Nachteilsausgleiche, die die theoretische und 
praktische Ausbildung sowie die Leistungsnachweise betreffen, entscheidet der 
Ausbildungsleiter. Über Nachteilsausgleiche, die die Prüfung betreffen, ent-
scheidet der Prüfungsausschuss gemäß der Schwerbehindertenrichtlinie Meck-
lenburg-Vorpommern vom 30. April 2003 (AmtsBl. M-V S. 394) in der jeweils 
geltenden Fassung.“ 

Artikel 12  
Änderung der Ausbildungs- und Prüfungsordnung für die Laufbahnen 

des höheren und gehobenen Forstdienstes in Mecklenburg-
Vorpommern11 

Dem § 6 der Ausbildungs- und Prüfungsordnung für die Laufbahnen des höhe-
ren und gehobenen Forstdienstes in Mecklenburg-Vorpommern vom 30. No-
vember 2005 (GVOBl. M-V S. 650) wird folgender Absatz 8 angefügt: 
„(8) Für Anwärter mit Behinderungen sind auf Antrag zur Wahrung ihrer Chan-
cengleichheit geeignete Maßnahmen zum Ausgleich behinderungsbedingter 
Nachteile zu gewähren. Über Nachteilsausgleiche, die die theoretische und 
praktische Ausbildung sowie die Leistungsnachweise betreffen, entscheidet der 
Ausbildungsleiter. Über Nachteilsausgleiche, die die Prüfung betreffen, ent-
scheidet der Prüfungsausschuss gemäß der Schwerbehindertenrichtlinie Meck-
lenburg-Vorpommern vom 30. April 2003 (AmtsBl. M-V S. 394) in der jeweils 
geltenden Fassung.“ 

 

 

                                                 
10 Ändert VO vom 22. Dezember 1998; GS Meckl.-Vorp. Gl. Nr. 2030 - 4 - 34 
11 Ändert VO vom 30. November 2005; GS Meckl.-Vorp. Gl. Nr. 2030 - 4 - 51 
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Artikel 13  
Änderung der OP-Weiterbildungsverordnung12 

§ 6 der OP-Weiterbildungsverordnung vom 9. Mai 1995 (GVOBl. M-V S. 270), 
die durch Artikel 2 der Verordnung vom 22. März 2006 (GVOBl. M-V S. 143) 
geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 
1. Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 eingefügt: 
 „(2) Für Weiterzubildende mit Behinderungen sind auf Antrag zur Wahrung 

ihrer Chancengleichheit geeignete Maßnahmen zum Ausgleich behinde-
rungsbedingter Nachteile zu gewähren. Über Nachteilsausgleiche, die die 
Leistungsnachweise betreffen, entscheidet der Leiter der Weiterbildungs-
stätte. Über Nachteilsausgleiche, die die Prüfung betreffen, entscheidet das 
Landesamt für Gesundheit und Soziales.“  

2. Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3.  

Artikel 14  
Änderung der Weiterbildungsverordnung für Intensivpflege und Anäs-

thesie13 
§ 6 der Weiterbildungsverordnung für Intensivpflege und Anästhesie vom 10. 
Juli 1996 (GVOBl. M-V S. 329), die durch Artikel 4 der Verordnung vom 22. 
März 2006 (GVOBl. M-V S. 143) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 
1. Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 eingefügt: 
 „(2) Für Weiterzubildende mit Behinderungen sind auf Antrag zur Wahrung 

ihrer Chancengleichheit geeignete Maßnahmen zum Ausgleich behinde-
rungsbedingter Nachteile zu gewähren. Über Nachteilsausgleiche, die die 
Leistungsnachweise betreffen, entscheidet der Leiter der Weiterbildungs-
stätte. Über Nachteilsausgleiche, die die Prüfung betreffen, entscheidet das 
Landesamt für Gesundheit und Soziales.“  

2. Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3.  

Artikel 15  
Änderung der Psychiatrie-Weiterbildungsverordnung14 

§ 7 der Psychiatrie-Weiterbildungsverordnung vom 10. Juli 1996 (GVOBl. M-V 
S. 340), die durch Artikel 3 der Verordnung vom 22. März 2006 (GVOBl. M-V S. 
143) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 
1. Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 eingefügt: 
 „(2) Für Weiterzubildende mit Behinderungen sind auf Antrag zur Wahrung 

ihrer Chancengleichheit geeignete Maßnahmen zum Ausgleich behinde-
rungsbedingter Nachteile zu gewähren. Über Nachteilsausgleiche, die Leis-
tungsnachweise und die die Hausarbeit betreffen, entscheidet der Leiter 
der Weiterbildungsstätte. Über Nachteilsausgleiche, die die Prüfung betref-
fen, entscheidet das Landesamt für Gesundheit und Soziales.“  

2. Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3. 

                                                 
12 Ändert VO vom 9. Mai 1995; GS Meckl.-Vorp. Gl. Nr. 212 - 3 - 1 
13 Ändert VO vom 10. Juli 1996; GS Meckl.-Vorp. Gl. Nr. 212 - 3 - 2 
14 Ändert VO vom 10. Juli 1996; GS Meckl.-Vorp. Gl. Nr. 212 - 3 - 3 
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Artikel 16  
Änderung der Kranken- und Altenpflegehelferverordnung15 

Dem § 6 der Kranken- und Altenpflegehelferverordnung vom 16. August 2004 
(GVOBl. M-V S. 403) wird folgender Absatz 4 angefügt: 
„(4) Für Auszubildende mit Behinderungen sind auf Antrag zur Wahrung ihrer 
Chancengleichheit geeignete Maßnahmen zum Ausgleich behinderungsbeding-
ter Nachteile zu gewähren. Über Nachteilsausgleiche, die die Leistungsnach-
weise betreffen, entscheidet der Leiter der Weiterbildungsstätte. Über 
Nachteilsausgleiche, die die Prüfung betreffen, entscheidet das Landesamt für 
Gesundheit und Soziales.“  

Artikel 17 
Änderung der Rettungssanitäterausbildungsverordnung16 

§ 7 der Rettungssanitäterausbildungsverordnung vom 19. Dezember 1995 
(GVOBl. M-V 1996 S. 53) wird wie folgt geändert: 
1. Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 eingefügt: 
 „(2) Für Auszubildende mit Behinderungen sind auf Antrag zur Wahrung ih-

rer Chancengleichheit geeignete Maßnahmen zum Ausgleich behinde-
rungsbedingter Nachteile zu gewähren. Über Nachteilsausgleiche, die die 
Leistungsnachweise betreffen, entscheidet der Leiter der Weiterbildungs-
stätte. Über Nachteilsausgleiche, die die Prüfung betreffen, entscheidet das 
Landesamt für Gesundheit und Soziales.“  

2. Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3. 

Artikel 18  
Änderung des Kurortgesetzes17 

Das Kurortgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. August 2000 
(GVOBl. M-V S. 486) wird wie folgt geändert: 
1. § 5 Abs. 2 Nr. 4 wird wie folgt neu gefasst: 

„4. ein Verzeichnis der bestehenden Kur- oder Erholungseinrichtungen mit 
Erläuterungen zu deren barrierefreien Zugänglichkeit und Lageplan.“ 

2. In § 9 Abs. 2 Nr. 3 Buchstabe l wird der Punkt durch ein Komma ersetzt 
und folgender Buchstabe m angefügt: 
 „m) des Integrationsförderrates.“  

Artikel 19  
Änderung des Landeshochschulgesetzes18 

Das Landeshochschulgesetz vom 5. Juli 2002 (GVOBl. M-V S. 398), zuletzt ge-
ändert durch Artikel 27 des Gesetzes vom 19. Dezember 2005 (GVOBl. M-V S. 
640) sowie durch das Gesetz vom 2. Februar 2006 (GVOBl. M-V S. 30, 148), 
wird wie folgt geändert: 

                                                 
15 Ändert VO vom 16. August 2004; GS Meckl.-Vorp. Gl. Nr. 212 - 4 - 7 
16 Ändert VO vom 19. Dezember 1995; GS Meckl.-Vorp. Gl. Nr. 2120 - 2 - 1 
17 Ändert Gesetz i. d. F. d. B. vom 29. August 2000; GS Meckl.-Vorp. Gl. Nr. 2127 - 1 
18 Ändert Gesetz vom 5. Juli 2002; GS Meckl.-Vorp. Gl. Nr. 221 - 11 
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1. § 3 wird wie folgt geändert: 
a) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 4 eingefügt: 
 „(4) Die Hochschulen tragen dafür Sorge, dass behinderte Studierende 

in ihrem Studium nicht benachteiligt werden und berücksichtigen dabei 
deren besondere Bedürfnisse insbesondere bei den Studienangeboten, 
der Studienorganisation und den Prüfungen, damit die Angebote der 
Hochschule möglichst ohne fremde Hilfe in Anspruch genommen wer-
den können.“  

b) Die bisherigen Absätze 4 bis 13 werden die Absätze 5 bis 14.  
2. In § 23 Abs. 2 Satz 2 Nr. 3 wird die Angabe „§ 38 Abs. 2 Nr. 19“ durch die 

Angabe „§ 38 Abs. 4“ ersetzt. 
3. Dem § 28 Abs. 1 wird folgender Satz 3 angefügt: 
 „Dabei sollen die besonderen Belange von Menschen mit Behinderungen 

berücksichtigt werden.“ 
4. § 38 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 
aa) Nummer 19 wird gestrichen. 
bb) Die bisherige Nummer 20 wird Nummer 19. 

b) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 4 eingefügt: 
 „(4) In die Prüfungsordnungen sind Regelungen über den 

Nachteilsausgleich für Studierende aufzunehmen, die aufgrund einer 
Behinderung an der Ableistung einer Prüfung in der in der Prüfungs-
ordnung vorgesehenen Weise gehindert sind. Der Nachteilsausgleich 
kann insbesondere Abweichungen im Hinblick auf die Ableistung der 
Prüfung, die Benutzung von Hilfsmitteln oder -personen, die Fristen für 
den Freiversuch nach Absatz 3 sowie die terminlichen Voraussetzun-
gen für das Nichtbestehen von Prüfungen nach § 37 Abs. 1 Satz 4 vor-
sehen. Der Nachteilsausgleich wird auf Antrag einzelfallbezogen ge-
währt; er soll sich, soweit nicht mit einer Änderung des Krankheits- o-
der Behinderungsbildes zu rechnen ist, auf alle im Verlauf des Studi-
ums abzuleistenden Prüfungen erstrecken.“ 

c) Die bisherigen Absätze 4 bis 9 werden die Absätze 5 bis 10.  

Artikel 20 
Änderung des Schulgesetzes19 

Dem § 1 Abs. 2 des Schulgesetzes vom 13. Februar 2006 (GVOBl. M-V S. 41) 
wird folgender Satz 2 angefügt:  
„In diesem Zusammenhang wirkt Schule daraufhin, dass Benachteiligungen von 
behinderten Schülern, die aus individuellen Beeinträchtigungen durch die Be-
hinderung resultieren, möglichst weitgehend ausgeglichen werden.“  

                                                 
19 Ändert Gesetz vom 13. Februar 2006; GS Meckl.-Vorp. Gl. Nr. 223 - 6 
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Artikel 21  
Änderung des Landesplanungsgesetzes20 

§ 2 Nr. 5 Satz 1 des Landesplanungsgesetzes in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 5. Mai 1998 (GVOBl. M-V S. 503, 613), zuletzt geändert durch die 
Artikel 2 und 2a des Gesetzes vom 14. Juli 2006 (GVOBl. M-V S. 560), wird wie 
folgt neu gefasst: 
„Verkehrsanlagen und Kommunikationsnetze sollen so ausgebaut oder bei 
Notwendigkeit gebaut werden, dass sie, soweit möglich barrierefreie Lebens-
räume schaffend, alle Landesteile durch leistungsfähige Verbindungen er-
schließen und miteinander verbinden, die Randlage des Landes Mecklenburg-
Vorpommern innerhalb der Bundesrepublik Deutschland kompensieren und die 
Lagegunst des Landes in seiner wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen An-
bindung an Nord- und Osteuropa stärken.“ 

Artikel 22 
Änderung des Straßen- und Wegegesetzes des Landes  

Mecklenburg-Vorpommern21 
§ 11 des Straßen- und Wegegesetzes des Landes Mecklenburg-Vorpommern 
vom 13. Januar 1993 (GVOBl. M-V S. 42), das zuletzt durch Artikel 27 des Ge-
setzes vom 23. Mai 2006 (GVOBl. M-V S. 194) geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert: 
1. Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 eingefügt: 
 „(2) Beim Neu- oder Ausbau von öffentlichen Straßen sollen die Belange 

der Kinder, der Personen mit Kleinkindern sowie der behinderten und alten 
Menschen im Rahmen der technischen und wirtschaftlichen Möglichkeiten 
sowie der verfügbaren Mittel mit dem Ziel berücksichtigt werden, eine mög-
lichst weit reichende Barrierefreiheit zu erreichen, soweit nicht überwiegen-
de andere öffentliche Belange, insbesondere Erfordernisse der Verkehrssi-
cherheit, entgegenstehen.“  

2. Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3.  

Artikel 23 
Änderung des Gesetzes über den öffentlichen Personennahverkehr  

in Mecklenburg-Vorpommern22 
 
Dem § 2 Abs. 6 des Gesetzes über den öffentlichen Personennahverkehr in 
Mecklenburg-Vorpommern vom 15. November 1995 (GVOBI. M-V S. 550), das 
durch Artikel 28 des Gesetzes vom 23. Mai 2006 (GVOBl. M-V S. 194) geändert 
worden ist, werden die folgenden Sätze 2 und 3 angefügt: 
„Neu in Dienst gestellte Fahrzeuge und neu zu errichtende bauliche Anlagen 
sollen im Rahmen der technischen Möglichkeiten barrierefrei zugänglich und 
ausgestattet sein. Vorhandene Fahrzeuge, bauliche Anlagen und wesentliche 

                                                 
20 Ändert Gesetz i. d. F. d. B. vom 5. Mai 1998; GS Meckl.-Vorp. Gl. Nr. 230 - 1 
21 Ändert Gesetz vom 13. Januar 1993; GS Meckl.-Vorp. Gl. Nr. 90 - 1 
22 Ändert Gesetz vom 15. November 1995; GS Meckl.-Vorp. Gl. Nr. 9240 - 1 
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Um- und Erweiterungsbauten sollen im Rahmen der technischen und wirtschaft-
lichen Möglichkeiten sowie der verfügbaren Mittel barrierefrei gestaltet werden.“ 

Artikel 24 
In-Kraft-Treten, Außer-Kraft-Treten 

Dieses Gesetz tritt am 1. August 2006 in Kraft. Gleichzeitig tritt das Integrations-
förderratsgesetz vom 13. Juni 2000 (GVOBl. M-V S. 264) außer Kraft. 
 
Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet. 
 

Schwerin, den 10. Juli 2006 
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